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Strafverfahren Kenntnis erlangt, müssen in 
der Begründung des Beschlusses exakt dar­
gelegt werden. Sie können möglicherweise erst 
während des Ermittlungsverfahrens eintreten, 
d. h., wenn der Beschuldigte bereits weiß, daß 
gegen ihn ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 
worden ist. Solche Umstände sind beispielsweise, 
daß der Beschuldigte Vorkehrungen trifft, sich 
von seinem Wohnsitz zu entfernen oder Äußerun­
gen -gemacht hat, aus denen zu schließen ist, daß 
er sich der Strafverfolgung entziehen will. Ein 
Fluchtverdacht besteht, auch dann, wenn der Be­
schuldigte, ohne die Deutsche Demokratische Repu­
blik zu verlassen, sich innerhalb ihres Gebietes 
verborgen halten will bzw. ohne festen Wohnsitz 
ist oder sich unangemeldet in der Deutschen De­
mokratischen Republik aufhält. Andererseits 
werden das geordnete Leben eines Bürgers, 
eine feste Bindung zur Familie, zum Kollektiv und 
zur Umgebung, die Tatsache der Schwangerschaft, 
mit Gebrechlichkeit verbundenes hohes Lebens­
alter und langdauernde Bettlägerigkeit erfahrungs­
gemäß der Annahme des Fluchtverdachts ent­
gegenstehen
Der Fluchtverdacht oedarf auch in den Fällen 
einer Prüfung, in denen die Straftat, die den Ge­
genstand des Verfahrens bildet, mit einer Frei­
heitsentziehung von mehr als 2 Jahren bedroht 
ist (§ 141 Abs. 3 Ziff. 1 StPO).

Wenn nach dem Gesetz in diesen Fällen der Flucht­
verdacht keine«’ weiteren Begründung bedarf, so 
kann daraus nicht abgeleitet werden, daß die Prü­
fung des Fluchtverdachts nicht zu erfolgen braucht. 
Es ist deshalb fehlerhaft, wenn die Gerichte erklä­
ren, daß der Fluchtverdacht „gesetzlich begründet“ 
werde; das Gesetz gestaltet nur, in der Begründung 
des Haftbefehls von einer substantiierten Darle­
gung der Umstände, die in diesen Fällen den 
Fluchtverdacht begründen, abzusehen. Die in Haft­
befehlen wiederholt ohne jede sachliche Begrün­
dung zu findende Formulierung, daß der Fluchtver­
dacht „gesetzlich begründet“ sei, läßt erkennen, daß 
die Gerichte sich ihrer Verantwortung nicht voll 
bewußt sind Da^ drückt sich auch darin aus, daß 
in dieser Begründung des Haftbefehls fehlerhalt 
auf den gesetzlichen Strafrahmen hingewiesen 
wird, obwohl im konkreten Fall unter Berücksich­
tigung der Tatumstände eine geringere als zwei­
jährige Freiheitsstrafe in Betracht kommen und 
damit auf eine konkrete Begründung des Flucht­
verdachts nicht vetzichtet werden kann. Aber auch 
in den Fällen, in denen eine höhere Strafe zu er­
warten ist, ist eine die Lebensumstände des Be­
schuldigten außer Betracht lassende, lediglich die 
Strafhöhe berücksichtigende Prüfung des Flucht­
verdachts fehlerhaft.

Eine konkrete Begründung des Fluchtverdachts ist 
nicht erforderlich insbesondere bei Verbrechen im 
Auftrag feindlicher Agenturen, bei konterrevolutio­
nären Verbrechen, insbesondere den Verralsver- 
brechen. Diversion und Terror, bei anderen schwe­
ren Verbrechen wie vorsätzliche Tötungsdelikte 
und schwere Sittlichkeits- und Wirtschaftsverbre­
chen. Bei diesen Verbrechen handelt es sich um 
schwerwiegende Angriffe gegen unsere gesell­
schaftlichen Verhältnisse, deren hohe Gefährlich­
keit die sofortige Inhaftnahme erfordert, weil ein 
Fluchtverdacht bei ihnen nicht ausgeschlossen 
werden kann.

In Fällen, in denen eine geringere als eine zwei­
jährige Gefängnisstrafe zu erwarten ist, muß der 
Fluchtverdacht konkret begründet werden. Bei 
solchen Straftaten, in denen eine bewußte provo­
katorische Mißachtung der Strafgesetze der Deut­
schen Demokratischen Republik zum Ausdruck 
kommt (z. B. bei Rowdydelikten derartigen Cha­
rakters), ist in der Regel zu erwarten, daß der 
Täter sich der Strafverfolgung auch im Falle einer 
kurzen Freiheitsstrafe zu entziehen versucht. Die­
ser Umstand darf bei der Prüfung der Notwendig­
keit eines Haftbefehls und gegebenenfalls auch in 
der Begründung des Fluchtverdachts nicht außer 
acht gelassen werden. *
Allein aus der Erwägung, die unmittelbar anschlie­
ßende Vollstreckung einer kurzen Freiheitsstrafe 
zu sichern, darf ein Haftbefehl nicht erlassen wer­
den. Ein solcher Haftgrund ist in der Strafprozeß­
ordnung nicht vorgesehen. Die mit einer kurzen 
Freiheitsstrafe erstrebte starke disziplinierende 
Wirkung kann nur mit einer zügigen Durchführung 
des Verfahrens — von der Einleitung der Ermitt­
lungen an bis zur Vollstreckung des Urteils — 
erreicht werden. Auch die Durchführung eines 
beschleunigten Verfahrens rechtfertigt derartige 
Erwägungen nicht. Jedoch kann auch bei der Ver­
hängung kurzer Freiheitsstrafen im konkreten Fall 
Fluchtverdacht vorliegen und daher Unter­
suchungshaft erforderlich sein (z. B. bei ausge­
sprochenen R^wdydelikten).
Begründeter Fluchtverdacht liegt schließlich nicht 
schon dann vor, wenn ein Angeklagter nach ord­
nungsgemäßer Ladung der Hauptverhandlung 
unentschuldigt fernbleibt. Das Gericht kann nach 
§ 194 Abs 2 StPO die Vorführung anordnen; einen 
Haftbefehl darf es jedoch nur erlassen, wenn Um­
stände vorliegen, die die Annahme eines Flucht­
verdachts rechtfertigen.

c) Verdunklungsgefahr
Nach dem Gesetz Ist Verdunklungsgefahr nur -dann 
anzunehmen, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen 
zu schließen ist, daß der Beschuldigte Spuren der 
Straftat vernichten oder Zeugen oder Mitschul­
dige zu einer falschen Aussage oder Zeugen dazu 
verleiten werde, sich der Zeugenpflicht zu ent­
ziehen (§ 141 Abs. 2 StPO). Die wiederholt anzu­
treffende Begründung, Verdunklungsgefahr liege 
vor, weil die-Ermittlungen noch nicht abgeschlos­
sen seien, entspricht nicht den gesetzlichen Erfor­
dernissen. Ebensowenig kann die Verdunklungs­
gefahr damit begründet werden, daß der Beschul­
digte die ihm zur Last gelegte Straftat bestritten 
hat. Die die Verdunklungsgefahr begründenden 
Tatsachen, die nach dem Gesetz aktenkundig zu 
machen sind, müssen sich aus dem bisherigen Er­
mittlungsergebnis herleiten lassen. Deshalb stellt 
auch die Berufung auf möglicherweise zu erwar­
tende Ergebnisse weiterer Ermittlungen keine 
Begründung für eine Verdunklungsgefahr dar.

Der Haftbefehl ,muß neben der Angabe der Haft­
gründe nach Möglichkeit eine genaue Bezeichnung der 
Straftat sowie des Zeitpunktes und des Ortes ihrer 
Begehung enthalten.

2. Die gerichtliche Praxis hat gezeigt, daß der richter­
lichen Vernehmung des Beschuldigten bisher nicht 
immer die Bedeutung beigemessen wurde, die ihr im 
Hinblick auf die Gewährleistung der Rechte der Bür­
ger zukommen muß Die Gerichte müssen sich durch


